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Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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Verordnung 
über die elektronische Kommunikation 
und Aktenführung in Angelegenheiten 

der strafrechtlichen Zusammenarbeit mit dem 
Ausland im Lande Nordrhein-Westfalen

(ERVVO RHSt)
Vom 24. März 2015

Auf Grund des §  77b des Gesetzes über die internatio-
nale Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Juni 1994 (BGBl.  I S. 1537), der 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Oktober 2010 
(BGBl. I S. 1408) eingefügt worden ist, in Verbindung mit 
§ 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30) verordnet das Justiz-
ministerium:

§ 1 
Zulassung der elektronischen Kommunikation 

im Bereich der Rechtshilfe in Strafsachen

Gerichte und Behörden können nach Maßgabe der nach-
folgenden Vorschriften elektronische Nachrichten zum 
Zweck der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen 
von ausländischen Gerichten und Behörden empfangen 
oder an diese senden. Die an dem elektronischen Nach-
richtenverkehr teilnehmenden in- und ausländischen Be-
hörden sowie der Zeitpunkt, ab dem sie daran teilneh-
men, sind in Anlage 1 bezeichnet.

§ 2 
Arten und Formate der zu übermittelnden Dokumente

(1) Nachrichten nach § 1 bestehen aus einem Hauptdo-
kument und maschinenlesbaren Daten im Format XML 
(Extensible Markup Language). Die Beifügung von An-
lagen zu einem Hauptdokument (Anhänge) ist zulässig.

(2) Das Hauptdokument enthält das an die empfangende 
Behörde zu übermittelnde Anschreiben das Rechtshil-
feersuchen betreffend im Format Adobe PDF (Portable 
Document Format). Ein Anhang soll eines der folgenden 
Formate aufweisen:

1.   ASCII (American Standard Code for Information In-
terchange) ohne Formatierungscodes oder Sonderzei-
chen,

2.  Unicode,

3.  Microsoft RTF (Rich Text Format),

4.  Adobe PDF (Portable Document Format),

5.  TIFF (Tag Image File Format),

6.  JPEG (Image-Format),

7.  Microsoft XLS (Exel Format),

8.  HTML (Text-Format),

9.  Microsoft Word ohne aktive Komponenten. 

(3) Elektronische Dokumente, die einem der in Absatz 2 
genannten Dateiformate entsprechen, dürfen in kompri-
mierter Form im Format ZIP übermittelt werden. Eine 
komprimierte Datei darf keine komprimierten Dateien 
und keine Verzeichnisstrukturen enthalten. Beim Einsatz 
von Dokumentensignaturen muss sich die Signatur auf 
das Dokument und nicht auf die komprimierte Datei be-
ziehen.

(4) XML-Dateien sollen im UNICODE-Zeichensatz 
UTF-8 codiert sein.

(5) Die übermittelnde Behörde ist dafür verantwortlich, 
dass die Nachricht selbst und die angehängten Dateien 
keine schädlichen aktiven Komponenten wie beispiels-
weise Viren, Trojaner oder Würmer enthalten.

§ 3 
Innerstaatliche Übermittlung von Nachrichten

Die Übermittlung elektronischer Nachrichten nach §  1 
von und an die zuständigen Gerichte und Behörden er-
folgt auf nordrhein-westfälischer Seite durch die An-
wendung Elektronisches Gerichts- und Verwaltungspost-

fach (EGVP) an die in der Anlage 1 bezeichnete 
nationale Empfangseinrichtung (e-Codex-Gateway).

§ 4
Datenverarbeitung zur Nachrichtenübermittlung 
zwecks elektronischer Umwandlung (Mapping)

Zum Zwecke der Umschreibung maschinenlesbarer 
Daten aus und in eine den Organisatorisch-technischen 
Leitlinien für den elektronischen Rechtsverkehr mit den 
Gerichten und Staatsanwaltschaften der Bund-Länder 
Arbeitsgruppe Elektronischer Rechtsverkehr vom 21.4. 
2005 (OT-Leit-ERV) entsprechenden Form (Mapping) 
darf der in der Anlage 1 bezeichnete nationale Betreiber 
der nationalen Empfangseinrichtung (e-Codex-Gateway) 
Nachrichten verarbeiten, soweit dies für die Nachrich-
tenübermittlung erforderlich ist. Zu diesem Zweck kön-
nen personenbezogene Daten vorübergehend gespeichert 
werden, eine dauerhafte Speicherung ist jedoch nicht zu-
lässig.

§ 5 
Gewährleistung der Authentizität von an das Ausland 

zu übermittelnden Hauptdokumenten und der 
Integrität von zu übermittelnden Hauptdokumenten 

und Nachrichten

(1) Eine Mehrfertigung des Hauptdokuments ist durch 
die in Nummer 9 Absatz 1 der Richtlinien über den Ver-
kehr mit dem Ausland in Strafsachen vom 5. Dezember 
2012 (BAnz 2012, AT 19.12.2012 B2) bezeichnete Person 
zu unterzeichnen. Die unterzeichnete Mehrfertigung ist 
zu den Akten zu nehmen. Das Hauptdokument ist elekt-
ronisch im Format PDF zu speichern und mit einer fort-
geschrittenen elektronischen Signatur zu versehen.

(2) Dem Hauptdokument beizufügende Anhänge sind 
durch Einscannen in die elektronische Form zu übertra-
gen. Ist ein beizufügendes Schriftstück mit einem Be-
glaubigungsvermerk versehen, so ist im Hauptdokument 
die bildliche und inhaltliche Übereinstimmung des auf 
dem beigefügten Schriftstück angebrachten Beglaubi-
gungsvermerks zu bestätigen.

(3) Abweichend von Nummer 9 Absatz 3 der Richtlinien 
über den Verkehr mit dem Ausland in Strafsachen bedarf 
es der Beifügung eines Dienstsiegels nicht. 

(4) Der Betreiber der nationalen Empfangseinrichtung 
gewährleistet bei der Weiterleitung der Nachricht an das 
Ausland die Integrität der an das Ausland zu übermit-
telnden Nachrichten entsprechend den international an-
erkannten Standards. 

§ 6 
Prüfung der Authentizität und Integrität von aus dem 
Ausland übermittelten Dokumenten und Nachrichten

(1) Sofern nach dem Gesetz über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1994 (BGBl. I S. 1537), das zuletzt 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. Juli 2014 (BGBl.  I 
S. 890) geändert worden ist, für die Leistung von Rechts-
hilfe die Einreichung schriftlicher Unterlagen ein-
schließlich von Originalen oder beglaubigten Abschriften 
vorgesehen ist, ist die Vorlage elektronischer Dokumente 
zulässig, die mit einer qualifi zierten elektronischen Sig-
natur nach dem Signaturgesetz vom 16. Mai 2001 
(BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung verse-
hen sind. Die qualifi zierte elektronische Signatur kann 
durch ein anderes sicheres Verfahren ersetzt werden, das 
die Authentizität und die Integrität eines übermittelten 
elektronischen Dokuments sicherstellt (§  77a Absatz  2 
des Gesetzes über die internationale Rechtshilfe in 
Strafsachen). 

(2) Als anderes sicheres Verfahren im Sinne des §  77a 
Absatz  2 des Gesetzes über die internationale Rechts-
hilfe in Strafsachen, das die empfangende Stelle von der 
Prüfung der Authentizität des übermittelten elektroni-
schen Dokuments und der Integrität der übermittelten 
Nachricht durch den übermittelnden ausländischen 
Staat entbindet, gilt auch die Bestätigung durch die Bei-
fügung eines „Trust-OK-Token“ nach Maßgabe des sich 
aus Anlage 2 ergebenden europäischen Standards. 
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(3) Sofern eine qualifi zierte elektronische Signatur nach 
§  2 Nummer  3 des Signaturgesetzes verwendet wird, 
muss diese und das ihr zugrunde liegende Zertifi kat 
durch das adressierte Gericht oder durch eine andere 
von der Landesjustizverwaltung mit der automatisierten 
Überprüfung beauftragte Stelle prüfbar sein.

(4) Die eingereichten Schriftstücke müssen für die Bear-
beitung durch ein Gericht oder eine Behörde geeignet 
sein. Ist ein übermitteltes elektronisches Dokument zur 
Bearbeitung nicht geeignet, ist dies dem Absender unter 
Angabe der geltenden technischen Rahmenbedingungen 
unverzüglich mitzuteilen.

§ 7
Weitere Bearbeitung eingehender elektronischer 

 Nachrichten aus dem Ausland

Soweit nicht die elektronische Aktenführung zugelassen 
ist, ist von eingehenden elektronischen Dokumenten, so-
fern es sich nicht um maschinenlesbare Dateien handelt, 
ein Aktenauszug zu fertigen. Im Übrigen bleiben die Vor-
schriften der Anweisungen für die Verwaltung des 
Schriftguts bei den Geschäftsstellen der Gerichte und 
Staatsanwaltschaften des Landes Nordrhein-Westfalen – 
AV des Justizministeriums vom 27. April 1967 (JMBl. 
NRW S. 109) – die zuletzt durch AV vom 29. November 
2013 (JMBl. NRW S.  321) geändert worden ist – unbe-
rührt.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 24. März 2015

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Thomas  K u t s c h a t y



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015326

Anlage 1  
zur Verordnung über die elektronische Kommunikation und Aktenführung in 
Angelegenheiten der strafrechtlichen Zusammenarbeit mit dem Ausland im 
Lande Nordrhein-Westfalen vom 24. März 2015 
 
 
I. Am elektronischen Rechtshilfeverkehr in Strafsachen teilnehmende Gerichte 
und Behörden, Zeitpunkt der Teilnahme  
 
 
Staatsanwaltschaften Zeitpunkt 
Aachen, Düsseldorf 
 

ab 01.02.2015 

Duisburg, Krefeld, Kleve, Köln, Mönchengladbach 
 

ab 01.09.2015 

Arnsberg, Bielefeld, Bochum, Bonn, Detmold, Dortmund, Essen, 
Hagen, Münster, Paderborn, Siegen, Wuppertal 

ab 01.12.2015 

 
 
II. Nationale Empfangseinrichtung (e-Codex-Gateway) 
 
Landesbetrieb 
Information und Technik Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) 
Mauerstraße 51 
40476 Düsseldorf 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 327



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015328



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 329



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015330



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 331



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015332



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 333



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015334



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 335



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015336



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 337



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015338



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 339



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015340



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 341



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015342



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 343



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015344



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 345



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015346



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 347



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015348

– GV. NRW. 2015 S. 324



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 17 vom 10. April 2015 349

600

Dritte Verordnung zur Änderung 
der Finanzamtszuständigkeitsverordnung

Vom 25. März 2015

Auf Grund

 1.   des § 17 Absatz 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2006 
(BGBl. I S. 846, 1202), 

 2.   des §  17 Absatz  2 Satz  3 des Finanzverwaltungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
4. April 2006 (BGBl. I S. 846, 1202), 

 3.   des § 387 Absatz 2 Satz 1 und 2 und des § 409 Satz 2 
der Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866; 2003 I 
S. 61),

 4.   des § 14 Absatz 3 Satz 2 des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 4. März 1994 (BGBl. I S. 406),

 5.   des § 8 Absatz 2 Satz 2 des Wohnungsbau-Prämien-
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
30. Oktober 1997 (BGBl. I S. 2678),

 6.   des §  29a Absatz  2 des Berlinförderungsgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Februar 
1990 (BGBl. I S. 173), 

 7.   des § 20 des Berlinförderungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 2. Februar 1990 (BGBl.  I 
S. 173),

 8.   es §  9 des Investitionszulagengesetzes 1996 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1996 
(BGBl. I S. 60), 

 9.   des §  8 des Investitionszulagengesetzes 1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4034),

10.   des §  7 des Investitionszulagengesetzes 2005 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. September 
2005 (BGBl. I S. 2961),

11.   des § 14 des Investitionszulagengesetzes 2007 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Februar 2007 
(BGBl. I S. 282),

12.   des §  15 des Investitionszulagengesetzes 2010 vom 
7. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2350),

13.   des §  6 des Stahlinvestitionszulagengesetzes vom 
22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523, 1557), 

14.   des § 164 Satz 1 des Steuerberatungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 4. November 
1975 (BGBl.  I S.  2735), der durch Artikel 9 Num-
mer  5 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl.  I 
S. 1537) geändert worden ist,

15.   des §  17 Absatz  4 des Geldwäschegesetzes vom 13. 
August 2008 (BGBl.  I S.  1690), der durch Artikel 1 
Nummer  19 Buchstabe c und d des Gesetzes vom 
22. Dezember 2011 (BGBl.  I S.  2959) geändert wor-
den ist,

16.   des § 131 Absatz 3 des Gesetzes über Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 
19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602),

zu Nummer 4 bis 6 jeweils in Verbindung mit § 387 Ab-
satz 2 Satz 1 und 2 sowie § 409 Satz 2 der Abgabenord-
nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Okto-
ber 2002 (BGBl. I S. 3866, 2003 I S. 61), zu Nummer 7 bis 
15 jeweils in Verbindung mit § 387 Absatz 2 Satz 1 und 2 
der Abgabenordnung, zu Nummer 16 in Verbindung mit 
§ 409 Satz 2 der Abgabenordnung und zu Nummer 2 bis 
14 und Nummer 16 jeweils in Verbindung mit § 1 der De-
legationsverordnung FM vom 23. April 2013 (GV. NRW. 
S. 198),

verordnet das Finanzministerium:

Artikel 1

Die Finanzamtszuständigkeitsverordnung vom 17. Juni 
2013 (GV. NRW. S.  350), die zuletzt durch Verordnung 
vom 5. Juni 2014 (GV. NRW. S. 325) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1.   In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu §  6 wie 
folgt gefasst:

 „§ 6 Liquiditätsprüfung“.

2.  § 2 Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 a)  Nummer 19 wird wie folgt gefasst:

   „19. der Bezirks des Finanzamts Gelsenkirchen mit 
Sitz in Gelsenkirchen

  die Stadt Gelsenkirchen,“.

 b)  Nummer 20 wird aufgehoben.

 c)   Die Nummern 21 bis 50 werden die Nummern 20 
bis 49.

3.  § 5 Nummer 3 wird wie folgt geändert:

 a)   In Buchstabe c wird das Komma am Ende durch 
einen Punkt ersetzt.

 b)  Buchstabe d wird aufgehoben.

4.  Nach § 5 wird folgender § 6 eingefügt:

 „§ 6 
 Liquiditätsprüfung

  Für die Durchführung von Liquiditätsprüfungen sind 
abweichend von der Bezirksgliederung nach §  2 zu-
ständig

 1.   im Oberfi nanzbezirk Köln der Oberfi nanzdirektion 
Nordrhein-Westfalen

  das Finanzamt Bergisch Gladbach 
   zusätzlich für die Bezirke der Finanzämter Köln-

Altstadt und Köln-Mitte , Köln-Nord, Köln-Ost, 
Köln-Porz, Köln-Süd, Köln-West und Leverkusen;

 2.   im Oberfi nanzbezirk Münster der Oberfi nanzdi-
rektion Nordrhein-Westfalen

  das Finanzamt Detmold 
   zusätzlich für die Bezirke der Finanzämter Gü-

tersloh, Höxter, Lemgo, Paderborn, Warburg und 
Wiedenbrück.“

5.  Die Fußnote zu § 6 wird aufgehoben.

6.   In § 3 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a, § 4 Nummer 3 
Buchstabe b, §  7 Absatz  1 Nummer  3 Buchstabe b, 
§ 19 Nummer 3 Buchstabe b, § 22 Satz 1 Buchstabe e, 
§ 23 Nummer 3 Buchstabe e und f und § 24 Nummer 3 
Buchstabe b werden jeweils die Wörter „Gelsen-
kirchen-Nord, Gelsenkirchen-Süd“ durch das Wort 
„Gelsenkirchen“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2015 in Kraft.

Düsseldorf, den 25. März 2015

Der Finanzminister
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Norbert  W a l t e r - B o r j a n s

– GV. NRW. 2015 S. 349

1. Änderung des Regionalplans 
für den Regierungsbezirk Arnsberg, 

Teilabschnitt Oberbereich Siegen 
(Kreis Siegen-Wittgenstein und Kreis Olpe), 

im Gebiet der Stadt Freudenberg
Vom 30. März 2015

Der Regionalrat des Regierungsbezirks Arnsberg hat in 
seiner Sitzung am 3. Dezember 2014 die 1. Änderung des 
Regionalplans für den Regierungsbezirk Arnsberg, Teil-
abschnitt Oberbereich Siegen (Kreis Siegen-Wittgenstein 
und Kreis Olpe), Erweiterung eines Bereiches für ge-
werbliche und industrielle Nutzungen, im Gebiet der 
Stadt Freudenberg aufgestellt.
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Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Arnsberg mit Bericht vom 11. Dezember 2014 – Akten-
zeichen: 32.1.2.1./10.4 – 1. Änd. – gemäß §  19 Absatz  6 
des Landesplanungsgesetzes NRW vom 3. Mai 2005 (GV. 
NRW. S. 430), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 29. Januar 2013 (GV. NRW. S. 33), angezeigt.

Die Bekanntmachung im Gesetz- und Verordnungsblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen erfolgt nach §  14 
Satz 1 Landesplanungsgesetz NRW.

Gemäß § 14 Satz 3 Landesplanungsgesetz NRW wird die 
Änderung des Regionalplans bei der Staatskanzlei des 
Landes Nordrhein-Westfalen (Landesplanungsbehörde), 
der Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungsbe-
hörde) sowie dem Kreis Siegen-Wittgenstein und der 
Stadt Freudenberg zur Einsicht für jedermann niederge-
legt.

Die Änderung des Regionalplans wird mit der Bekannt-
machung wirksam (§  14 Satz  2 Landesplanungsgesetz 
NRW). Damit sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 Raumord-
nungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl.  I S.  2986), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 31. Juli 
2009 (BGBl. I S. 2585) geändert worden ist, zu beachten.

Ich weise darauf hin, dass die in § 15 Landesplanungsge-
setz NRW in Verbindung mit §  12 Absatz  5 Raumord-
nungsgesetz genannte Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung bei 
der Erarbeitung und Aufstellung der Änderung des Regi-
onalplanes unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit Bekanntmachung des Regional-
plans gegenüber der Bezirksregierung Arnsberg (Regio-
nalplanungsbehörde) unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden ist.

Düsseldorf, den 30. März 2015 

Die Ministerpräsidentin 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr. Christoph  E p p i n g

– GV. NRW. 2015 S. 349
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Reklamationen über nicht erfolgte Lieferungen aus dem Abonnement werden nur innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Erscheinen anerkannt.

In den Bezugs- und Einzelpreisen ist keine Umsatzsteuer i. S. d. § 14 UStG enthalten.
Einzelbestellungen: Grafenberger Allee 82, Fax (02 11) 96 82/2 29, Tel. (02 11) 96 82/2 41, 40237 Düsseldorf

Von Vorabeinsendungen des Rechnungsbetrages – in welcher Form auch immer – bitten wir abzusehen. Die Lieferungen erfolgen nur auf Grund schrift-
licher Bestellung gegen Rechnung. Es wird dringend empfohlen, Nachbestellungen des Gesetz- und Verordnungsblattes für das Land Nordrhein-Westfalen 
möglichst innerhalb eines Vierteljahres nach Erscheinen der jeweiligen Nummer beim A. Bagel Verlag vorzunehmen, um späteren Lieferschwierigkeiten 
vorzubeugen. Wenn nicht innerhalb von vier Wochen eine Lieferung erfolgt, gilt die Nummer als vergriffen. Eine besondere Benachrichtigung ergeht nicht.
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